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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

L’initiative sur le personnel qualifié est passée dans les affaires ordinaires, suite à la
décision du Conseil fédéral. Les objectifs de rendre l’économie suisse moins tributaire
de la main-d’œuvre étrangère et de lutter contre la pénurie de main-d’œuvre qualifiée
ont été atteints, même si des mesures en matière d’exploitation du potentiel indigène
sont encore nécessaires. S’agissant des mesures qui seront maintenues, notamment la
consolidation et le développement de l’enseignement, elles continueront d’être sous la
responsabilité des départements et des unités administratives. Le SECO continuera de
sensibiliser et de prendre des décisions sur ce sujet. 1

ANDERES
DATUM: 27.06.2018
DIANE PORCELLANA

Arbeitszeit

Im Juni kam etwas Bewegung in die starren Fronten, als die Internationale
Arbeitsorganisation ILO ein Zusatzprotokoll zum Übereinkommen 89 verabschiedete,
welches die Bedingungen für Ausnahmen vom Frauen-Nachtarbeitsverbot regelt. Die
neuen Lockerungen werden dabei nur gewährt, wenn die Sozialpartner in einer Branche
oder einem Beruf zustimmen; sie kann auch für einzelne Betriebe nach Konsultation
der Sozialpartner von einer staatlichen Behörde bewilligt werden, sofern der Betrieb
punkto Sicherheit, Gesundheitsschutz und Chancengleichheit für Frau und Mann die
nötige Gewähr bietet; Schwangere und Wöchnerinnen sollen weiterhin einen
besonderen Schutz geniessen. Für die Gewerkschaften schien sich hier ein gangbarer
Kompromiss anzubahnen, umso mehr als die ILO gleichzeitig ein allgemeines
Abkommen über die Nachtarbeit (Übereinkommen 171) annahm, in welchem die
gesundheitliche Schädlichkeit der Nachtarbeit erneut bekräftigt und zu grösster
Vorsicht bei der Erteilung von Ausnahmebewilligungen gemahnt wurde. Anders als ihre
ausländischen Kollegen, die zuletzt Einlenken auf den Kompromissvorschlag
beschlossen, verweigerten hingegen die schweizerischen Arbeitgeber dem
Zusatzprotokoll ihre Zustimmung. In den folgenden Monaten drängten sie immer wieder
darauf, die Schweiz solle das Abkommen 89 innerhalb der dafür vorgesehenen Frist
(Ende Februar 1992) aufkündigen. 2

ANDERES
DATUM: 28.06.1990
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat entschied bis Ende Jahr nicht in dieser Frage. Im Nationalrat darauf
angesprochen, erinnerte er zwar daran, dass 97 der insgesamt 158 ILO-Mitgliedstaaten
diese Konvention nicht unterzeichnet haben – darunter so bedeutende wie Australien,
die USA, Kanada, Japan, Dänemark, Finnland, Schweden und Grossbritannien –
versprach aber, keine voreiligen Schritte unternehmen und vor einer allfälligen
Kündigung des Übereinkommens die Meinung der interessierten Kreise einholen zu
wollen. Aus dem Biga war verschiedentlich zu vernehmen, der Bundesrat könnte seinen
Entscheid über eine Aufkündigung des Abkommens beziehungsweise über eine
Unterzeichnung des Zusatzprotokolls von der Haltung der EG-Staaten abhängig machen.
Nachdem der EG-Kommissionspräsident Delors im Januar den Willen bekundet hatte,
auch den Bereich der Nachtarbeit im Rahmen des europäischen Binnenmarktes
einheitlich zu regeln, stellte sich die Frage, ob es nicht sinnvoller sei, mit den
Revisionsarbeiten am Arbeitsgesetz so lange zuzuwarten, bis die angekündigte EG-
Richtlinie vorliegt. 3

ANDERES
DATUM: 17.11.1990
MARIANNE BENTELI

Die Kontroverse um die Revision des Arbeitsgesetzes, deren Kernpunkt die Lockerung
des Nacht- und Sonntagsarbeitsverbots für Frauen in der Industrie ist, verlor auch im
Berichtsjahr nichts von ihrer Heftigkeit. Während die Arbeitgeberorganisationen die
Vorschläge zwar begrüssten, aber als zu wenig weit gehend bezeichneten, stiess der
Entwurf bei den Gewerkschaften, in kirchlichen Kreisen und bei den
Frauenorganisationen auf scharfe Ablehnung. Ahnlich gespalten waren die
Bundesratsparteien. FDP und SVP zeigten sich mit der Lockerung grundsätzlich
einverstanden, SP und CVP wollten hingegen an den geltenden Schutzmassnahmen
festhalten. 4

ANDERES
DATUM: 31.12.1990
MARIANNE BENTELI
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Gewissermassen als Pionierleistung akzeptierten die Angestellten der
Druckvorbereitung der Tagesanzeiger-Media AG eine Verkürzung ihrer Arbeitszeit um
15%, um damit zur Erhaltung von Arbeitsplätzen beizutragen. Zwei Drittel des
Lohnausfalls tragen die Arbeitnehmer, ein Drittel übernimmt das Unternehmen. Die
Arbeitslosenversicherung verweigerte aufgrund der heutigen Rechtslage eine
Beteiligung an diesem Modell. 5

ANDERES
DATUM: 31.12.1994
MARIANNE BENTELI

Während die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit seit der Mitte der 80er Jahre
regelmässig um 0,1 bis 0,2 Stunden pro Jahr zurückging, verharrt sie seit 1993
konstant bei 41,9 Stunden. Nach den Schätzungen des BIGA wurde im Berichtsjahr
lediglich im Baugewerbe und im Dienstleistungsbereich ein leichter Rückgang der
Wochenarbeitszeit registriert. 6

ANDERES
DATUM: 31.12.1995
MARIANNE BENTELI

Die Gewerkschaft Unia, die neue Dienstleistungsgewerkschaft des SGB, erklärte, sie
wolle vermehrt gegen die Arbeit auf Abruf vorgehen und mittelfristig ein generelles
Verbot dieses prekären Anstellungsverhältnisses anstreben. Gemäss den Schätzungen
der Unia arbeitet rund ein Drittel aller Angestellten von Warenhäusern und
Grossverteilern auf Abruf. Diese müssen dem Betrieb jederzeit zur Verfügung stehen,
ohne jeglichen Anspruch auf eine fixe Anzahl Arbeitsstunden oder ein gesichertes
Einkommen zu haben. Als ersten Betrieb nahm die Unia den Grossverteiler Denner ins
Visier, der im Frühjahr Hunderte von Verkäuferinnen und Magaziner vor die Wahl stellte,
entweder einen neuen Arbeitsvertrag mit Arbeit auf Abruf oder die Kündigung zu
akzeptieren. 7

ANDERES
DATUM: 27.06.1997
MARIANNE BENTELI

Der SMUV bot den Arbeitgebern der Metall- und Maschinenindustrie für den neu
auszuhandelnden Gesamtarbeitsvertrag einen Tausch an: Flexiblerer Einsatz der
Arbeitskräfte gegen eine Verkürzung der Arbeitszeit um 10% ohne Lohnabbau. Er
präsentierte dazu ein Jahres-Arbeitszeit-Modell. Nationalrat und Volkswirtschafter
Strahm (sp, BE) bezeichnete eine Arbeitszeitverkürzung bei gleichbleibendem Lohn als
wirtschaftlich durchaus tragbar. Das neue Modell verbessere die Arbeits- und
Kapitalproduktivität, da flexiblere Arbeitszeiten eine längere Nutzung der Maschinen
ermöglichten. Dies bringe enorme Gewinne, weil die Kapitalkosten pro Arbeitsstunde
und Stück gesenkt würden. Der Vorschlag sei in sich selber finanziert und eine enorme
Chance für die Flexibilisierung der Arbeitszeiten in der Industrie. Die Arbeitgeberseite
lehnte generelle Arbeitszeitverkürzungen kategorisch ab und bezweifelte den vom SMUV
vorgerechneten Produktivitätsgewinn. Das neue Modell würde die Arbeit verteuern und
viele Mitgliederfirmen schwer in ihrer Konkurrenzfähigkeit treffen. Erste Gespräche
zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaft fanden im Dezember statt. 8

ANDERES
DATUM: 18.11.1997
MARIANNE BENTELI

Die sozialpartnerschaftlich ausgehandelte Flexibilisierung der Arbeitszeit nimmt
ständig zu. Sie gilt bereits in dem bis ins Jahr 2000 geltenden Gesamtarbeitsvertrag im
Bauhauptgewerbe, wo für eine Vollzeitbeschäftigung von jährlich 2125 Arbeitsstunden
ausgegangen wird; im Winter gilt eine Minimalarbeitszeit von 37,5 Wochenstunden, in
der bauintensiven Sommerzeit eine von 45 Wochenstunden. In der Metall- und
Maschinenindustrie sowie im Gastgewerbe wird sie durch die im Berichtsjahr
abgeschlossenen neuen Gesamtarbeitsverträge etabliert. 9

ANDERES
DATUM: 30.06.1998
MARIANNE BENTELI

Toutefois, afin de sauvegarder leur compétitivité face à l’appréciation du franc suisse,
plusieurs entreprises exportatrices (entre autres Lonza, Bucher, Franke, Arbonia
Forster, Dätwlyer, Alu Menziken et Bühler) ont demandé à leurs employés d’allonger le
temps de travail. Ces mesures se sont réalisées au cas par cas par des accords internes
sur la base du partenariat social. En contrepartie de l’allongement du temps de travail,
ces entreprises se sont engagées à ne pas recourir à des licenciements.
. 10

ANDERES
DATUM: 08.07.2011
LAURENT BERNHARD
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D’après l’analyse VOX, ce sont en premier lieu les électeurs du centre-droit qui se
sont prononcés en faveur du projet. Parmi les partisans des quatre plus grands partis,
les partisans du PLR l’ont approuvé à hauteur de 74% et ceux du PDC à 64%. Une fois
n’est pas coutume, ce sont donc les électeurs de l’UDC (54%) et du PS (41%) qui ont fait
preuve d’un degré d’hétérogénéité marqué. En outre, la possession d’une voiture a
également joué un rôle déterminant lors de la formation d’opinion individuelle. En
effet, les auteurs de l’analyse ont établi que les automobilistes ont fortement adhéré à
la libéralisation des heures d’ouverture des magasins de stations-service. 11

ANDERES
DATUM: 23.09.2013
LAURENT BERNHARD

La procédure d’audition relative à l’introduction d’une nouvelle disposition de la loi sur
le travail portant sur l’enregistrement du temps de travail a mis en lumière des
positions très éloignées les unes des autres. Le projet mis en consultation prévoyait
que les salariés dont le revenu annuel brut dépasse 175'000 francs ainsi que ceux
autorisés à signer selon le registre du commerce puissent renoncer à enregistrer leur
temps de travail. Face à ce manque de consensus, le Département fédéral de
l’économie, de la formation et de la recherche (DEFR) a décidé de ne pas soumettre le
projet au Conseil fédéral, mais de charger le Secrétariat d’Etat à l’économie (SECO)
d’élaborer une nouvelle proposition plus détaillée. 12

ANDERES
DATUM: 31.12.2013
LAURENT BERNHARD

Kollektive Arbeitsbeziehungen

Ein harter Kampf um Lohn und Arbeitszeit spielte sich zwischen der Crossair und der
Pilotengewerkschaft CCP ab. Obgleich letztere im Mai zugesagt hatte, den GAV
weiterzuführen, bis zum Erscheinen einer von ihr bei der Universität St. Gallen in
Auftrag gegebenen Studie über die Arbeitsbedingungen bei der zweitgrössten
Schweizer Fluggesellschaft, die als Grundlage für die Verhandlungen dienen sollte,
kündigte die CCP den GAV zuerst auf Ende Juni und dann auf Ende August und drohte
mit Streikbewegungen. Im November einigten sich Crossair und CCP auf einen neuen,
für die nächsten fünf Jahre nicht kündbaren GAV, der dem Cockpitpersonal
Verbesserungen im Lohn-, Sozialversicherungs- und Ferienbereich bringt. 13

ANDERES
DATUM: 03.02.2000
MARIANNE BENTELI

Warnstreiks fanden in vielen Kantonen im öffentlichen Dienst statt. Im Kanton Genf
waren es die Schüler und Lehrer der Ingenieurschule, die Mitarbeiter der Sozialdienste
und die Angestellten von „Edipresse“, die stundenweise streikten. Im Kanton Waadt
legte ein Teil der Lehrerschaft und des Pflegepersonals im Februar für einen Tag die
Arbeit nieder. Im Kanton Zürich machte das Pflegepersonal Anfang Mai mit
stundenweisen „Protestpausen“ auf seine missliche Lage aufmerksam. Im September
traten rund 60% der Zürcher Lehrerschaft während einer Stunde in den Ausstand, um
gegen den Finanzabbau im Schulwesen zu demonstrieren. 14

ANDERES
DATUM: 31.12.2000
MARIANNE BENTELI

Angesichts der guten Baukonjunktur starteten die Arbeitnehmerverbände des
Baugewerbes mit Rückenwind in die Verhandlungen für einen neuen
Landesmantelvertrag. Sie verlangten die 37,5-Stunden-Woche, 250 Fr. mehr Lohn und
eine allgemeine Pensionierung mit 60 Jahren. In der Frage des Rentenalters zeigten
sich die Arbeitgeber entgegenkommend, nicht aber beim Lohn und der Arbeitszeit. Für
ihre Haltung machten sie Kostensteigerungen aus früheren Lohnanpassungen sowie die
harte Konkurrenz geltend. Die Gewerkschaften reagierten darauf mit einem nationalen
Protesttag am 19. November, an dem rund 7'000 Bauarbeiter teilnahmen. 15

ANDERES
DATUM: 15.05.2001
MARIANNE BENTELI

Die Gewerkschaft SMUV präsentierte ihre Forderungen für die Verhandlungen zur
Gesamterneuerung des GAV der Maschinenindustrie. Da die Erfahrungen der letzten 10
Jahre gezeigt hätten, dass die Entlöhnung nicht mit der Produktivitätssteigerung und
den Gewinnen Schritt halte, verlangte der SMUV eine Anhebung der Löhne um 2% plus
den Teuerungsausgleich. Generell soll es in der Maschinenindustrie keine Löhne unter
3'500 Fr. brutto pro Monat mehr geben. Zudem sollen konkrete Massnahmen zur
Lohngleichheit zwischen Männern und Frauen getroffen werden. Die Gewerkschaft will
zudem eine Verkürzung der jährlichen Normalarbeitszeit um 40 Stunden auf 2'040
Stunden sowie zwei zusätzliche Ferientage. Schliesslich verlangte der SMUV ein direktes
Interventionsrecht der Gewerkschaften bei Entlassungen und Umstrukturierungen
sowie die Einführung einer gesetzlichen Sozialplanpflicht bei Massenentlassungen. 16

ANDERES
DATUM: 31.12.2002
MARIANNE BENTELI
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Im Kanton Waadt zeigte das Staatspersonal einmal mehr seine Unzufriedenheit mit den
Arbeitsverhältnissen. Am 31. Januar legte ein Streik eine Mehrheit der Schulen lahm und
in den Spitälern konnte nur noch ein Notdienst aufrecht erhalten werden. Rund 12'000
Personen im Januar und dann noch einmal rund 8'000 im November manifestierten in
Lausanne gegen das von der Regierung geplante neue Lohnsystem. Ende Oktober, als
die Verhandlungen zwischen der Regierung und den Gewerkschaften in die Endphase
traten, beteiligten sich nochmals Hunderte von Angestellten der Gymnasien und des
Universitätsspitals an einem Streiktag. Die neun kantonalen Gymnasien wurden in den
folgenden Wochen mehrmals von den Lehrern und Lehrerinnen, welche einen
Lohnabbau befürchteten, bestreikt. 17

ANDERES
DATUM: 11.12.2008
MARIANNE BENTELI

Die Fluggesellschaft Swiss und ihr Kabinenpersonal haben sich auf einen neuen
Gesamtarbeitsvertrag geeinigt. Dieser sieht eine strukturelle Lohnerhöhung von 4%
sowie einen vom Betriebsgewinn abhängigen Lohnbestandteil vor, der in einem guten
Betriebsjahr bis zu 10% ausmachen kann. Ein einmaliger Betrag von 1650 Fr. soll die
Angestellten dafür entschädigen, dass der GAV nicht wie geplant im Februar sondern
erst im Mai in Kraft trat. Weiter hat die Vereinigung des Kabinenpersonals (kapers)
zusätzliche acht Feiertage pro Jahr sowie zwei Mal monatlich drei Tage am Stück frei
erkämpfen können. Der GAV trat nach Genehmigung durch das Kabinenpersonal im Mai
in Kraft und soll für mindestens vier Jahre gelten. Die Vereinigung des Kabinenpersonals
zeigte sich erfreut über den Abschluss, der ihrer Meinung nach spürbare
Verbesserungen bringt. 18

ANDERES
DATUM: 08.02.2009
NATHALIE GIGER

Au Tessin, 120 employés de Trasfor, une entreprise produisant des transformateurs, ont
fait grève et bloqué l’entrée de leur site de production situé à Molinazzo di Monteggio le
8 février. Ils ont protesté contre la décision de la direction d’allonger, pour les deux ans
à venir, la durée de travail journalière de 30 minutes sans contrepartie financière. 19

ANDERES
DATUM: 08.02.2011
LAURENT BERNHARD

Le groupe pharmaceutique Novartis a annoncé le 25 octobre un vaste programme de
réduction des coûts. La Suisse a été particulièrement touchée par cette
restructuration. La multinationale a fait savoir qu’elle comptait réduire ses effectifs à
Bâle de 760 postes à plein-temps. Ces emplois étaient appelés à être transférés vers
d’autres sites du groupe. De plus, la direction de Novartis prévoyait la fermeture du site
de Prangins (VD) près de Nyon, entraînant ainsi la suppression de 320 emplois à plein-
temps. Le transfert des activités à Wehr, en Allemagne, devait permettre au groupe de
diminuer de moitié les coûts de production. Le 29 octobre, mille participants dont une
délégation de Prangins ont manifesté à Bâle contre ces suppressions d’emplois. Une
résistance opiniâtre a également eu lieu dans le canton de Vaud. L’ensemble des
parlementaires cantonaux se sont mobilisés afin d’exiger le maintien du site. Ce soutien
a constitué un atout pour Philippe Leuba, le Conseiller d’Etat et chef par intérim du
Département de l’économie, lors des discussions qui se sont tenues entre la direction
générale de Novartis et le gouvernement vaudois, avec l’appui du Conseiller fédéral
Johann Schneider-Ammann. Fâchés par le silence de Joe Jimenez, le CEO de Novartis,
et par les propos exprimés par Armin Züst, le directeur de Novartis Suisse, qui laissait
entendre que la fermeture du site était irrévocable, les employés de Prangins ont fait
grève le 16 novembre. Le même jour, la direction de Novartis a fait part de son intention
de rentrer en matière sur les propositions portant sur la viabilité du site de production,
ouvrant ainsi la porte à son sauvetage. Le groupe pharmaceutique espérait notamment
obtenir de meilleures conditions-cadres de la part des autorités politiques. Suite à
cette annonce, les employés ont décidé à l’unanimité de suspendre leur mouvement de
grève. En décembre, les représentants syndicaux ont rendu public des mesures visant à
augmenter la productivité et le rendement de l’usine afin d’économiser les 50 millions
de dollars annuels demandés par Novartis. 20

ANDERES
DATUM: 25.10.2011
LAURENT BERNHARD

Les conventions collectives de travail ont fêté leurs 100 ans d’existence en 2011.
L’activité professionnelle de 1,7 millions de personnes est encadrée par une CCT, ce qui
conduit à des conditions de travail plus avantageuses que celles garanties par la loi. En
décembre, le Conseil fédéral a étendu pour la première fois le champ d'application de
la CCT au travail temporaire. Le travail temporaire a quadruplé de volume au cours des
15 dernières années, notamment sous l’influence de la circulation des personnes avec
l’Union européenne. L'extension du champ d'application s’est appliquée à toutes les

ANDERES
DATUM: 13.12.2011
LAURENT BERNHARD
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entreprises titulaires d'une autorisation de location de services, étant assurées auprès
de la SUVA et ayant, en ce qui concerne les employés loués, une masse salariale d'au
moins 1'200'000 francs par année civile. En revanche, en sont exempts les travailleurs
dont le salaire dépassait le gain maximal assuré par la SUVA (126'000 francs) ainsi que
les travailleurs loués par des entreprises agricoles en difficulté. Les entreprises de
location de services sont désormais obligées de verser aux travailleurs loués un salaire
horaire minimal se situant entre 16,46 francs et 23,59 francs si aucune autre CCT ne
s'applique. La CCT de la branche de la location de services a prévu un temps de travail
hebdomadaire normal de 42 heures, cinq semaines de vacances pour les travailleurs
âgés d'au moins 50 ans ainsi qu'une assurance perte de gains. L'extension du champ
d'application est entrée en vigueur le 1er janvier 2012. Un délai transitoire de trois mois
a néanmoins été prévu afin que les entreprises puissent s'adapter à la nouvelle
réglementation. 21

La convention nationale du secteur principal de la construction expirait à la fin du
mois de décembre 2011. Les partenaires sociaux ne sont pas parvenus à s’entendre sur
un nouvel accord. Comme la convention existante a été prolongée de deux mois, la
branche ne s’est toutefois pas retrouvée avec un vide conventionnel au 1er janvier 2012.
Les syndicats avaient initialement exigé une hausse des salaires de 100 francs
(correspondant en moyenne à une augmentation de 1,8%) alors que la Société Suisse
des Entrepreneurs (SSE) privilégiait une augmentation inférieure, assortie d’une plus
grande part au mérite. Unia et Syna ont appelé à une manifestation à Berne le 24
septembre. Celle-ci a été suivie par 12'000 travailleurs selon les syndicats. En outre,
une journée de protestation organisée le 25 novembre a paralysé un millier de
chantiers. La SSE a condamné ces actions syndicales et a considéré qu’il s’agissait d’une
violation de la paix du travail. En décembre, les syndicats ont revu à la baisse leurs
exigences salariales en se contentant d’une hausse de 1,5%. Cette concession a laissé
entrevoir un accord pour le début de l’année 2012. 22

ANDERES
DATUM: 31.12.2011
LAURENT BERNHARD

La mobilisation contre la fermeture du site de Prangins (VD), annoncée par le groupe
pharmaceutique Novartis en octobre 2011, a finalement été couronnée de succès. Au
terme de négociations entre la direction de l’entreprise et les autorités cantonales, la
multinationale s’est engagée non seulement à maintenir ses activités actuelles, mais à
investir dans une nouvelle chaîne de production, avec des emplois supplémentaires à la
clé. Pour arriver à cette volte-face, les représentants du personnel et les autorités
politiques ont fait plusieurs concessions. Les employés ont partiellement renoncé aux
augmentations de salaires prévues pour 2012. En outre, les quelque 160 collaborateurs
soumis jusque-là à une durée de travail hebdomadaire de 37,5 heures ont accepté de
passer à 40 heures. Quant au canton de Vaud, il a accordé, par le biais de sa politique
de diversification économique, des avantages fiscaux sur l’investissement
supplémentaire de 40 millions de francs. 23

ANDERES
DATUM: 18.01.2012
LAURENT BERNHARD

Dans le canton de Schaffhouse, près de 300 enseignants ont fait grève le 13 février. Les
températures glaciales ne les ont pas empêchés de défiler devant le bâtiment du
Département cantonal de l’instruction publique afin d’obtenir de meilleures conditions
de travail. 24

ANDERES
DATUM: 13.02.2012
LAURENT BERNHARD

Après une année de dures négociations, une nouvelle convention nationale du secteur
principal de la construction a été conclue en mars de l’année sous revue. La « CN 12 »
a ensuite été avalisée par les partenaires sociaux, à savoir la Société Suisse des
Entrepreneurs (SSE) pour le patronat et Syna et Unia pour les syndicats. Le texte est
entré en vigueur le 1er avril et sera valable jusqu’au 31 décembre 2015. Chaque partie
prenante a néanmoins la possibilité de résilier la convention au 31 mars 2013 en
respectant un préavis de deux mois. Au niveau des rémunérations, il a été convenu
d’une hausse de 1% en 2012, composée d’une partie générale et individuelle de 0,5%
chacune. Pour ce qui est des salaires minimaux, l’augmentation a été fixée à 1% en bloc.
En 2013, tous les salaires seront majorés de 0,5%, indépendamment du taux d’inflation.
Les syndicats ont obtenu, pour les travailleurs de plus de 55 ans, le versement de
l’intégralité du salaire net en cas de maladie et une forme de protection contre les
licenciements. En contrepartie, les salaires initiaux des travailleurs qui viennent de
terminer leur apprentissage ont été réduits. En outre, certains métiers (extraction de
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sable et de gravier, transports) ont été exclus du champ d’application de la convention
collective. 25

Le 24 avril, le groupe allemand Merck KGaA a décidé de fermer le siège de sa division
Merck Serono à Genève, entraînant ainsi la suppression de 1'250 emplois, notamment
dans le domaine de la recherche des biotechnologies. Face à ce choc, l’assemblée
générale du personnel a lancé un mouvement de grève qui a débuté le 12 juin.
Cependant, la direction s’est montrée intransigeante. A part une légère amélioration du
plan social (mesures pour les couples d’employés et un meilleur plan de préretraite), les
propositions du personnel ont toutes été refusées. Le 19 juin, Merck Serono a confirmé
la fermeture des sites de Genève et de Coinsins (VD). 26

ANDERES
DATUM: 25.04.2012
LAURENT BERNHARD

Un conflit social a éclaté en automne à l’hôpital neuchâtelois de La Providence. Une
grande partie du personnel a fait grève le 18 septembre en raison du refus de la
direction de l’hôpital de renouveler la convention collective du travail, la « CCT 21 ». La
direction de l’hôpital a fait savoir que ce choix avait été occasionné par la décision du
Conseil d’Etat neuchâtelois d’enlever à l’établissement, sur le point d’être repris par le
groupe de cliniques privées Genolier, la reconnaissance d’utilité publique. Selon
l’hôpital, le manque à gagner s’est élevé à 3,7 millions de francs par an, dont 1,7 million
directement liés à l’application de la « CCT 21 ». Face à cet imbroglio financier, une
trentaine d’employés, soutenus par les syndicats Syna et SSP, ont décidé de reconduire
le mouvement de grève pour une durée d’au moins deux mois. 27

ANDERES
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A Delémont (JU), les quinze employés de l’entreprise Berger & Co., spécialisée dans le
décolletage de précision pour pièces automobiles, ont entamé une grève le 23 janvier,
suite à la décision prise par la direction de délocaliser les activités en Allemagne et en
Pologne. Reconnaissant la légitimité du syndicat Unia, la direction a accepté de
s’asseoir à la table des négociations le lendemain. Les employés ont dans la foulée
repris le travail et obtenu un plan social. Les conditions n’ont pas été dévoilées, mais
elles ont pleinement satisfait les ouvriers. 28

ANDERES
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LAURENT BERNHARD

Sous l’impulsion du syndicat SIT, une quinzaine d’employés de l’association Partage, qui
occupe des chômeurs en fin de droit dans le cadre des emplois de solidarités (EdS) du
canton de Genève, s’est mise en grève le 23 août. C’est la mauvaise ambiance de travail
qui semble avoir déclenché ce conflit social. Mis à part les « salaires de misère », les
grévistes ont évoqué un manque de respect de la part de la direction. L’arrêt de travail
a surtout été suivi dans le secteur du ramassage des ordures et du compost. Le
mouvement de grève a conduit à la dénonciation des contrats de prestations de service
par les six communes genevoises clientes. Etant donné que ces dernières ont coupé
leurs subventions, Partage a procédé le 28 octobre au licenciement collectif des dix-
sept personnes en charge de ces prestations pour des motifs économiques. Malgré
cela, le bras de fer n’a pas pris fin dans l’immédiat. En effet, la grève ne s’est éteinte
qu’à son 105ème jour. 29

ANDERES
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Au 1er octobre, la nouvelle CCT de la branche de la coiffure est entrée en vigueur (CCN
2013). Le texte, qui a abouti en mai de l’année sous revue, prévoit des améliorations
pour les salariés, notamment en matière de vacances et de rémunération. Ainsi, les
employés ayant terminé leur formation et travaillant pendant au moins 5 ans dans la
même entreprise auront droit à cinq semaines de vacances et leur salaire de base sera
progressivement porté de 3'400 francs en 2013 à 3'800 francs en 2015. Afin de lutter
contre les abus, les contrôles concernant l’exécution de la CCN 2013 seront
renforcés. 30
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Dans le domaine de l’administration cantonale, une partie du personnel de deux
services a fait grève début novembre. Dénonçant une surcharge de travail, les employés
du Service de la protection des mineurs (SPMi) et du Service de la protection des
adultes (SPAd) ont revendiqué de meilleures conditions de travail et une augmentation
salariale. 31

ANDERES
DATUM: 04.11.2013
LAURENT BERNHARD

Arbeitnehmerschutz

Diskussionslos stimmte auch die grosse Kammer als Zweitrat der Ratifizierung des IAO-
Übereinkommens Nr. 172 (Arbeitsbedingungen im Gastgewerbe) zu. Die Schweiz
übertrifft die darin geforderten Mindeststandards bei weitem, ratifiziert das Abkommen
aber, um damit einen gewissen Druck auf andere Länder insbesondere in der Dritten
Welt auszuüben, ebenfalls minimale Arbeitsbedingungen vorzuschreiben. 32

ANDERES
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MARIANNE BENTELI

Auf Anfang des Berichtsjahres trat die Richtlinie Nr. 6508 der Eidg.
Koordinationskommission für Arbeitssicherheit (EKAS) in Kraft. Damit wurden neu
praktisch alle Betriebe in der Schweiz gesetzlich verpflichtet, das Gefahrenpotential,
dem ihre Arbeitnehmer am Arbeitsplatz ausgesetzt sind, einzuschätzen und je nach
Resultat geeignete Vorkehrungen zur Arbeitssicherheit zu treffen. Kritiker
(insbesondere der Kaufmännische Verband Zürich) warfen den neuen Vorschriften vor,
ihre Umsetzung verursache unverhältnismässig hohe Kosten, sei zu sicherheitslastig
und verkenne die wichtigsten Gesundheitsrisiken am Arbeitsplatz (Stress, Mobbing
usw.). 33
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